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Gemeindepräsident  Stefan  Marty  begrüsst  die  Stimmbürgerinnen  und  Stimmbürger  zur  6. Ge-

meindeversammlung  der  Amtsperiode  2022  -  2026.

Der  Gemeindepräsident  Stefan  Marty  begrüsst  die  Pressevertreterinnen,  Judith  Sacchi  (Furtta-

Ler) und  Anna  Bärard  (Zürcher  UnterLänder)  sowie  die anwesenden  Mitarbeiterinnen  und  Mitar-

beiter  der  GemeindeverwaLtung  Regensdorf.

BeZügliCh  der  heutigen  Gemeindeversammtung  Stellt  der  Gemeindepräsident  Stefan  Martyfest,

dass  mit  der  PubLikation  im FurttaLer  (offizieLles  Publikationsorgan)  vom  16.  Mai  2025  unter  An-

gabe  der  insgesamt  4 (Vier)  Traktanden,  des  beLeuchtenden  Berichts  und  der  Anträge,  rechtzeitig

eingeladen  wurde,  dass  das  Stimmregister  auf  der  Gemeinderatskanzlei  zur  Einsichtnahme  auf-

geLegen  hat  und  die  Aktenauftage  ordnungsgernäss  ab dem  16.  Mai  2025  stattgefunden  hat.  Am

23.  Mai2025  wurde  im Furttaler  eine  Ergänzung  zum  2. Traktandum  pubtiziert.

Ausserdem  wurde  am  6. Juni2025  und  am 13.  Juni  2025  die  Einladung  zur  Gemeindeversamm-

lung  unter  Angabe  der  Traktanden  im Furttaler  mit  einem  korrigierten  Plan  für  das  Traktandum

Einzelinitiative  von  mehreren  Stimmberechtigten  in der  VersammLungsgemeinde  Regensdorf;  Ini-

tiative  «Änderung  der Verordnung  über die Parkraumbewirtschaffunß»  nochmaLs pubLiziert.

Das  Stimmrecht  wird  durch  den  Gemeindepräsidenten  Stefan  Marty  erklärt  (Schweizer  Bürger,

Volljährigkeit,  stimmberechtigt,  wohnhaft  in Regensdorf,  Watt  und  Adlikon).  Er weist  die  Ver-

sammlung  darauf  hin,  dass  nicht  Stimmberechtigte  anwesend  sein  dürfen,  diese  sich  jedoch  auf

die  für  Besucher  reservierten  Plätze  begeben  müssen.  Das  Stimmrecht  wird  auf  Nachfrage  des

Gemeindepräsidenten  Stefan  Martyvon  niemandem  bestritten.

Weiter  führt  er aus,  dass  im Sinne  eines  speditiven  Ablaufs  der  Versammlung  auf  das  VorLesen

der  publizierten  Anträge  deS Gemeinderates  und  der  Rechnungsprüfungskommission  verzichtet

werden  solL, sofern  durch  die  Versammlung  nicht  ausdrücklich  das  Vorlesen  verlangt  wird.

Die  Versammlung  verLangt  nicht,  dass  die  Anträge  des  Gemeinderates  oder  der  Rechnungsprü-

fungskommission  vorgelesen  werden.

Nachdem  aus  der  Versammlung  keine  weiteren  Nominationen  für  die  Stimmenzähler  erfoLgen,

werden  die  vom  Gemeindepräsidenten  Stefan  Marty  vorgeschLagenen

1.  Keller,Ernst,Gheidstrasse79,8105Watt

2.  KünzLi,Urs,Falläckerstrasse11,8105Regensdorf

3.  LangmeierPascal,BfüLerain12,8106AdLikonbeiRegensdorf

4.  Schwarz,Christian,Ehrenhaustrasse6,8105Watt

stiLL gewähtt.

Es werden  425  Stimmberechtigte  gezähLt.

Es wurde  durch  Gemeindepräsident  Stefan  Marty  eine  Änderung  der  TraktandenListe  beantragt.

Es soll  zu Beginn  der  Versammlung  über  die  Jahresrechnung  2024  BeschLuss  gefasst  werden.

Dem  Antrag  auf  Änderung  der  Traktandenliste  wird  einstimmig  zugestimmt.

Der  Gemeindepräsident  Stefan  Marty  erklärt  in der  Folge  die  Gemeindeversammlung  für  offiziell

eröffnet.
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Weisungen  und  Anträge

1.  Genehmigung  Jahresrechnung  2024

A.  WEISUNG

Der  Gemeinderat  hat  die  Jahresrechnung  2024  der  Politischen  Gemeinde  Regensdorf  geprüft.

Die  Erfolgsrechnung  schliesst  bei  Fr. 1 54'592'987.1  1 Aufwand  und  Fr. I 58'1  06'424.33  Ertrag

mit  einem  Ertragsüberschuss  von  Fr. 3'51  3'437.22.

Die  Investitionsrechnungim  VerwaLtungsvermögen  zeigt  bei  Ausgaben  von  Fr. 1 5'31  9'158.84

und  Einnahmen  von  Fr. 2'333'152.00  Nettoinvestitionen  von  Fr. 12'986'006.84.

Die  lnvestitionsrechnungim  Finanzvermögen  weist  Ausgaben  von  Fr. 24'827'653.53  aus.

Die  Bilanz  weist  Aktiven  und  Passiven  von  je Fr. 359'275'843.60  aus.

DaS Eigenkapital  der  POlitiSChen  Gemeinde  Regensdorf  erhöht  SiCh um den  Ertragsüber-

schuss  auf  Fr. 1 78'205'948.67.

Der  Gemeinderat  beantragt  der  Gemeindeversammlung,  die  Jahresrechnung  2024  zu geneh-

migen.

Die  detaillierten  Angaben  können  der  auf  der  GemeindeverwaLtung  zur  Einsicht  aufLiegenden

Jahresrechnung  2024  entnommen  werden.  Ab dem  16.  Mai2025  wird  die  voLlständige  Jahres-

rechnung  2024 auf der Homepage der Gemeinde Regensdorf unter www.reBensdorf.ch  auT(Be-
schaltet.

B.  ANTRAG

Der  Gemeinderat  beantragt  der  Gemeindeversammlung  vom  16.  Juni  2025  die  Jahresrech-

nung  2024  der  PoLitischen  Gemeinde  mit  einem  Ertragsüberschuss  von  Fr. 3'51  3'437.22  zu ge-

nehmigen.

Regensdorf,  25. März  2025 Gemeinderat  Regensdorf

Stefan  Marty

Stefan  Pfyt

Präsident

Schreiber

C. ABSCHIED  DER  RECHNUNGSPRüFuNGSKOMMISSION

Die  Rechnungsprüfungskommission  hat  die  Jahresrechnung  und  die  Sonderrechnungen  2024

der  PoLitischen  Gemeinde  Regensdorf  in der  vom  Gemeinderat  beschlossenen  Fassung  vom

25.03.2025  geprüft.  Die  Jahresrechnung  weist  foLgende  Eckdaten  aus:

Erfolgsrechnung Gesamtaufwand

Gesamtertrag

Fr. 154'592'987.  11

Fr. 158'106'424.33

Ertragsüberschuss Fr.  3'51  3'437.22

Investitionsrechnung

Verwaltungsvermögen

Ausgaben  Verwaltungsvermögen

Einnahmen  Verwaltungsvermögen

Fr. 15'319'158.84

Fr. 2'333'152.00
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Nettoinvestitionen

Verwaltungsvermögen

Fr. 1 2'986'006.84

Investitionsrechnung

Finanzvermögen

Ausgaben  Finanzvermögen

Einnahmen  Finanzvermögen

Fr. 24'827'653.53

Fr. -

Nettoinvestitionen

Finanzvermögen Fr. 24'827'653.53

Bilanz Bilanzsumme Fr. 359'275'843.60

Der  Ertragsüberschuss  der  Erfolgsrechnung  wird  dem  Bilanzüberschuss  zugewiesen,  dadurch

erhöht  sich  der  Bilanzüberschuss  auf  Fr. 1 78'205'948.67.

Die  Rechnungsprüfungskommission  stellt  fest,  dass  die  Jahresrechnung  der  Politischen  Ge-

meinde  Regensdorf  finanzrechtLich  zulässig  und  rechnerisch  richtig  ist.

Im Zuge  der  finanzpolitischen  Prüfung  der  Jahresrechnung  ist  festzuhaLten,  dass  der  erwirt-

SChaftete  Ertrag  die  budgetierten  Erwartungen  übertrifft.  In Anbetracht  dessen  erscheint  eS

auS SiCht  der  Rechnungsprüfungskommission  SinnVOll  und  mögtiCh,  eine  zukünftige  Steuerre-

duktion  in Betracht  zu ziehen.

Die  Rechnungsprüfungskommission  hat  den  Kurzbericht  der  finanztechnischen  Prüfüng  zur

Kenntnis  genommen.

Die  Rechnungsprüfungskommission  beantragt  der  Gemeindeversammtung  die  Jahresrech-

nung  und  die  Sonderrechnungen  2024  der  Politischen  Gemeinde  Regensdorf  entsprechend

dem  Antrag  deS Gemeindevorstands  Zu genehmigen.

Regensdorf,  02. Mai  2025 Rechnungsprüfungskommission

RegensdorT

Dr. Renö  Schwarz

Sarah  WaLder

Präsident

Aktuarin

D. DISKuSSION  UND  ANTRÄGE

Es wird  keine  Diskussion  verLangt  und  es werden  keine  Anträge  gestelLt.

E. ABSTIMMUNGEN

Gemeindep=sident  Stefan  Marty  Stellt  der  Versammlung  die  Frage,  Wer  dem  Antrag  deS  Ge-

meinderats  auf  "Genehmigung  der  Jahresrechnung  2024"  zustimme.

Dem  Antrag  deS  Gemeinderats  auf  Genehmigung  der  Jahresrechnung  2024  Stimmt  die  Gemein-

deversammlung  einstimmig  zu.

Der  Gemeindepräsident  Stefan  Marty  dankt  der  GemeindeversammLung  für  die BeschLuss-

jassung  und  leitet  zum  nächsten  Traktandum  über.
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2. EinzeLinitiative  von  mehreren  Stimmberechtigten  in der  Versammlungsgemeinde

Regensdorf;  Initiative  «Änderung  der  Verordnung  über  die  Parkraumbewirtschaf-

tung»

A. WEISUNG

1.  Ausgangslage

Mit  Schreiben  vom  7. September  2024  (Eingang  10.  September  2024)  reichten  Kurt  Eicher,

Regensdorf  (Erstunterzeichner)  sowie  Peter  ZiegLer,  PhiLipp  Bosshard  und  Rudolf  HugeLshofer

(Mitunterzeichner),  alle  wohnhaft  in der  Gemeinde  Regensdorf,  gestützt  auf  ä 146  ff des

Gesetzes  über  die  politischen  Rechte  (GPR)  die  nachstehende  Einzelinitiative  ein:

«Gemeinde  Regensdorf

Gemeinderat

Watterstrasse  11 4/116

8105  Regensdorf

07.  September  2024

Einzelinitiative  von  mehreren  Stimmberechtigten  in der

Versammlungsgemeinde  Regensdorf

Initiative  "Änderung  der  Verordnung  über  die  Parkraumbewirtschaftung"

Die  unterzeichnenden,  in der  Gemeinde  Regensdorf  wohnhaffen  Stimmberechtigten  stellen

gestützt  auf  gg 146  ff.  des  Gesetzes  über  die  politischen  Rechte  (GPR)  in der  Form  des

ausgearbeiteten  Entwurfs  folgendes  Begehren:

Initiativtext

Ausgangslage

An der  GemeindeversammLung  vom  16.06.2016  wurde  die  Verordnung  über  die

Parkraumbewirtschaftung  (in Kraft  seit  01.01.2017,  nachgeführt  bis 01.01.2024)  vom

Stimmvolk  genehmigt.  Seit  Inkraftreten  der  neuen  Verordnung  ist  die  Gemeinde  Regensdorf

ettappen-  und  quartierweise  mit  den  Signalisationsänderungen  beschäftig.  ALs letztes  Gebiet

soLL nun  auch  die  Umsetzung  der  Bestimmungen  für  das  Gebiet  Laubisser  angewendet
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werden.  GepLant  ist  konkrekt,  das  Markieren  von  ParkfeLdern  und  die Bewirtschaftung  des

öffentliChen  Grundes  im Gebiet  Laubisser.  Dazu  hat  die  Gemeinde  bereits  mögliche  Varianten

für  die  zukunftige  Parkierung  erstellt.

Anliegen  / Begehren

Antrag:

Hiermit  beantragen  die  Initianten  dem  Gemeinderat  und  der  Gemeindeversammlung  folgende

Änderungen  der  Verordnung  über  die  Parkraumbewirtschaftung:

Bisheriger  Verordnungstext

Art.  2 Parkierungsvorschriften  auf

öffentLichem  Grund

Das  Parkieren  auf  öffentlichem  Grund  ist

ausschLiesslich  auf  entsprechend

markierten  oder  signatisierten  Parkfeldern

zulässig.  Es wird  unterschieden  zwischen

Tages-  und  Nachtparkierung.

Das  Parkieren  und  AbstelLen  von  Fahrzeugen

jeglicher  Art  ist  tagsüber  von  Montag  bis

Samstag  zeitLich  beschränkt.  Die  Parkzeiten

werden  durch  den  Gemeinderat  festgesetzt

und  können  dem  GebührenregLement

(Anhang  zu dieser  Verordnung)  entnommen

werden.

Die  Benützung  der  Parkfelder  ist

grundsätzlich  gebührenpfLichtig  oder  mit

Parkscheibe  zeitlich  beschränkt  kostenfrei.

Die  Gebühren  sind  im Gebührenreglement

(Anhang  zu dieser  Verordnung)  geregeLt.

Neuer  Verordnungstext  (kursiv)

Art.  2 Parkierungsvorschriften  auf

öffentLichem  Grund

Das  Parkieren  auf  öffentlichem  Grund  ist

grundsätzlich  auf  entsprechend  markierten

oder  signalisierten  Parkfeldern  zulässig.  Es

wird  unterschieden  zwischen  Tages-  und

Nachtparkierung.

Für  Quartiere  mit  geringer  Bewohnerdichte

und/odergeringer  Verkehrsfrequenz,  kann

der  Gemeinderat  aur  das  Markieren  von

Parkfeldern  verzichten.

Im Gebiet  Laubisser  (Laubisserstrasse  /

Falläckerstrasse  /  Haldenstrasse  /

Brünigstrasse  /  Grundstrasse  /

Grosswiesenstrasse  /Zielstrasse  /  Bergwies

/  Gheidstrasse  /  Leebernstrasse  /

Hohlstrasse)  wird  auf  das  Markieren  von

Parkfe(dern  verzichtet.  Es gelten  die

übergeordneten  Parkierungsvorschriften.

Das  Parkieren  und  Abstellen  von  Fahrzeugen

jegticher  Art  ist  tagsüber  von  Montag  bis

Samstag  zeitLich  beschränkt.  Die Parkzeiten

werden  durch  den  Gemeinderatfestgesetzt

und  können  dem  Gebührenreglement

(Anhang  zu dieser  Verordnung)  entnommen

werden.

Die  Benützung  der  Parkfelder  ist

grundsätzlich  gebührenpfLichtig  oder  mit

Parkscheibe  zeitlich  beschränkt  kostenfrei.

Diese  Regelung  gilt  auch  in Gebieten  ohne

markierte  Parkfelder.  Die  Gebühren  sind  im

GebührenregLement  (Anhang  zu dieser

Verordnung)  geregelt.
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Das  regelrnässige  nächtLiche  Abstellen  von

Fahrzeugen  auf  öffentlichem  Grund  bedarf

einer  BewiLligung  der  Gemeindepolizei

(gesteigerter  Gemeingebrauch)  und  ist

gebührenpflichtig.

Das  regelmässige  nächtliche  AbstelLen  von

Fahrzeugen  auf  öffentlichem  Grund  bedarf

einer  BewilLigung  der  Gemeindepotizei

(gesteigerter  Gemeingebrauch)  und  ist

gebührenpfLichtig.

Begründung

Die  Umsetzung  der  aktuelL  gültigen  Verordnung  über  die  Parkraumbewirtschaftung  hat  für  die

Bewohner  im Laubisser  Quartier  einige  unfreundliche  Auswirkungen,  weiL  bei  vieLen  Häusern

und  der  weiteren  Umgebung  gemäss  dem  Projektplan  des  Gemeinderates  keine  markierten

Parkplätze  zur  Verfügung  stehen  würden.  Das  Laubisser  Quartier  hat  die  geringste

Bewohnerdichte  in Regensdorf.  Die meisten  Häuser  sind  von  Eigentümer  bewohnt  und  haben

eigene  Garagen  und  Vorplätze.  Einige  sind  jedoch  auf  einen  öffentLichen  Strassen-AbstelLpatz

in Hausnähe  angewiesen,  spezietl  bei  Gäste-  und  auch  Handwerkerbesuchen.  Durch  die,

nicht  in Hausnähe  markierten  ParkfeLder,  wird  die  Mobilität  der  Anwohner  verschtechtert.

Viele  Anwohner  sind  nicht  mit  dem  ÖV unterwegs  und  dementsprechend  auf  die  Nutzung  ihrer

Fahrzeuge  angewiesen.  Viele  Liegenschaftenbesitzer  haben  aufgrund  Platzmangels  niCht  die

Möglichkeit  ihre  Autos  oder  jene  der  Gäste  auf  dem  eigenen  Grundstück  abzustelLen.

Im geplanten  Projekt  der  Gemeinde  wurden  auf  dem  Situationsplan  einige  Parkplätze  vor

unbebauten  Grundstücken  eingezeichnet.  Sobald  diese  Grundstücke  jedoch  überbaut

werden,  müssen  diese  Parkfelder  wieder  aufgehoben  werden.  Das  bedeutet,  dass  es in

Zukunft  noch  weniger  Parkplätze  am Strassenrand  geben  wird.  Auf  ganzen

Strassenabschnitten  gibt  es nach  der  Ausführung  des  gepLanten  Gemeindeprojekts  keine

Möglichkeit  mehr  das  Auto  zu parkieren.

Das  Parkieren  im Strassenraum  wird  zur  Verkehrsberuhigung  beitragen.  Durch  die

abgestelLten  Fahrzeuge  wird  automatisch  Langsamer  und  aufmerksamer  gefahren.  Somit

braucht  es auch  keine  vorgeschriebenen  Abstände  zur  nächsten  Garagenausfahrt.  Im

Quartier  sind  nur  eine  geringe  Anzahl  Autos  als  Tagesgäste  zu beobachten.  Die  wenigen

Nachtgäste  müsSen  mit  Bewiltigungskarten  ausgestattet  Sein.

Im Laubisser  parkieren  mehrheitlich  ortskundige  Personen,  daher  soLLte das  Verständnis  für

das  korrekte  Abstellen  der  Fahrzeuge  bekannt  sein.  Ausfahren  aus  der  Garage  auf  die  Strasse

wird  auch  in Zukunft  selbstverantwortlich  bLeiben.  Die  Verkehrsunfatlstatistik  im Quartier

zeigt  eine  sehr  geringe,  ja sogar  über  die  Jahre  eine  vernachlässigbare  FaLLzahl.  Die  Markierung

von  Parkfetdern  und  die  Überwachung  durch  die  GemeindepoLizei  kostet  vieL GeLd.  Das

Parkieren  war  bisher  über  Jahrzehnte  problemLos.  Zudem  verlangen  Markierungen  einen

regeLmässigen  Unterhalt.

Diese  Einzelinitiative  wird  von  nachfolgenden  Stimmberechtigten  eingereicht:

Eicher  Kurt  / Ziegler  Peter  / Bosshard  PhiLipp  / HugeLshofer  Rudolf

Datum:7.  September  2024))

2. Prüfung  der  Einzelinitiative  und  PubLikation  Gültigkeitserklärung

Die Einzelinitiative  ist  in der  Form  eines  ausgearbeiteten  Entwurfes  gemäss  ä 120  Abs.  2

Gesetz  über  die  poLitischen  Rechte  (GPR)  in Verbindung  mit  Art.  25 der  Verfassung  des

Kantons  Zürich  vom  27. Februar  2005  (KV) eingereicht  worden.  Sie  erfüllt  nach  den
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Bestimmungen  der  Kantonsverfassung,  des  Gesetzes  über  die  Politischen  Rechte  und  des

Gemeindegesetzes  die  Anforderungen  an die  formelle  und  materielle  GüLtigkeit.

Der  Gemeinderat  Regensdorf  hat  die  Einzelinitiative  deshalb  mit  Beschluss  Nr.  281  vom  24.

September  2024,  gestützt  auf  g148 Abs.  2 Gesetz  über  die  politischen  Rechte  (GPR)  in

Vebindung  mit  Art. 28 Abs. 1 Kantonsverfassung  (KV), für BültiB erklärt.

Der  Beschluss  des  Gemeinderates  betr.  GüLtigkeitserklärung  der  Einzelinitiative  wurde  in der

FurttaLer-Ausgabe  vom 4. Oktober  2024 publiziert.  Geßen diesen Beschluss  wurde  kein
Rechtsmittel  ergriffen.

3.  Projekt-0ptimierungsbemühungen

Die  Initianten  begründen  ihre  Einzelinitiative  u.a.  damit,  dass  die  an der  öffentlichen

InformationsveranstaLtungvom  5. Juni  2023  präsentierte  AnzahL  an geplanten  Parkplätzen  das

Bedürfnis  im  Quartier  Laubisser  nicht  abdecken.  In der  Zwischenzeit  haben  deshaLb  mehrere

Gespräche  mit  den  Initianten  und  0ptimierungsbemühungen  seitens  der  AbteiLungen

Sicherheit  und  Bau-  und  Werke  in Zusammenarbeit  mit  der  Kantonspolizei  Zürich,  für  die

Ergänzung  des  geptanten  Parkplatzangebots  stattgefunden.  Es konnten  nochmaLs  34

zusätzliche  Parkplätze  geschaffen  werden.

Laubisser,  zus.  Parkfelder  nach  Absprache  mit  Kantonspolizei

_  _  _  _ _ _  _  _  _ _ _ _ _ .. _ ffi  ... .  . .

Strasse  PP y4em. Infoveransfölfüng  zus. PP, Plan 12.20241 Total  l

Gheidstrasse  46  9

Leebernstrasse  0  3

Brünigstrasse  4  6

Zielstrasse  37  8

Haldenstrasse  24  8

Laubisserstrasse  0  0

Falläckecstrasse  0  0

Grundstrasse  0  0

Grosswiesenstrasse  0 0

Bergwies  0  0

Hohlstrasse  0  0

11l  34

I
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45  ,

32

o

o

o

o

o

o
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Die  Initianten  sind  zum  Schluss  gekommen,  dass  beide  Varianten  der  Markierung  respektive

Nicht-Markierung  der  Parkplätze  sinnvoLle  Lösungen  sind.  Welche  der  Varianten  für  die

Bewohnerinnen  und  Bewohner  des  Quartiers  Laubisser  / Leematten  die  beste  Option  ist,  kann

durch  das  Initiativkomitee  nicht  eingeschätzt  werden.  Sie  haben  den  Gemeinderat  deshalb

am  21.  Januar  2025  ersucht,  den  Stimmbürgerinnen  und  Stimmbürgern  der  Gemeinde

Regensdorf  den  Entscheid  über  die  Einzelinitiative  zu überlassen  und  das  Geschäft  der

nächstmöglichen  Gemeindeversammlung  zur  Beschlussfassung  zu unterbreiten.

4.  Weiteres  Vorgehen

Sollte  die  GemeindeversammLung  der  EinzeLinitiative  zustimmen,  muss  die  Gemeinde  das

Verkehrsberuhigungsprojekt  Laubisser-/Leematten  überarbeiten.  Es wären  in diesem  FalL

zusätzLiche  bautiche  Massnahmen  sowie  Ergänzungen  der  bestehenden  Signalisationen

notwendig.

Sowohl  bei  Zustimmung  wie  auch  Ablehnung  der  Initiative,  muss  das  definitive  Projekt  der

Kantonspolizei  Zürich  zur  Genehmigung  eingereicht  werden.  Das  durch  die  Kantonspolizei

verfügte  Projekt  wird  anschliessend  publiziert  und  liegt  zu diesem  Zeitpunkt  für  die
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Bevötkerung  zur  Einsichtnahme  auf.  Gegen  daS Auftageprojekt  können  Zu diesem  Zeitpunkt

Rechtsmittel  ergriffen  werden.

B. Erwägungen  des  Gemeinderates

1. AmBeschlussderGemeindeversammlungvom13.Juni2016sollfestgehaltenwerden

Die  GemeindeversammLung  vom  13.  Juni  2016  hat  die  Verordnung  über  die

Parkraumbewirtschaftung  genehmigt  und  per  1. Januar  2017in  Kraft  gesetzt.  Die

Parkraumbewirtschaftung  wurde  -  bis  auf  das  Quartier  Laubisser-Leematten-in  atLen

Wohngebieten  umgesetzt.

In der  Weisung  zu diesem  Geschäft  waren  damaLs  foLgende  Ziele  definiert:

*  Einführung  der  Parkraumbewirtschaftung  (GebührenpfLicht)  auf  öffentlichem  Grund  der

Gemeinde  Regensdorf

*  AngebotfürParkkartenfürdieverschiedenenAnspruchsgruppen

*  MöglichkeitfürAnwohnerinnenundAnwohner,ihreFahrzeugeunbeschränktauföffentli-

chem  Grund  zu parkieren

*  Dauerparkieren  durch  Auswärtige  in den  Wohnquartieren  unterbinden

@ EinführungvonParkzonen,einheitlichesundverständlichesParkierungs-System

*  Förderung  des  öffentlichen  Verkehrs

*  NatürlicheVerkehrsberuhigungindenWohnquartierendurchMarkierungzusätzlicher

Parkfelder  -  dies  ohne  teure  bauliche  Massnahmen.

2. GleichbehandLung  der  Einwohnerinnen  und  Einwohner  aLLer Quartiere  von  Regensdorf

Ziel  der  Verordnung  ist  es unter  anderem,  ein  einheitliches  Parkierungs-System  in der  ganzen

Gemeinde  sicher  zu steLlen.  Nach  Ansicht  des  Gemeinderates  würde  die  Anpassung  der

Verordnung,  Wie eS die  Einzetinitiative  verlangt,  Zu einer  Benachteiligung  der  Einwohnerinnen

und  Einwohner  alLer  anderen  Quartiere  führen,  in welchen  die  Verordnung  seit  Jahren

umgesetzt  ist  und  zu keinen  Problemen  geführt  hat.  Dem  Gemeinderat  ist  die

Gleichbehandlung  der  Einwohnerinnen  und  Einwohner  ein  grosses  Anliegen.

Gerade  in denjenigen  Gebieten  in Regensdorf  und  dem  Dorfteil  Adlikon,  in denen  die

Parkierungsverordnung  bereits  umgesetzt  iSt, gibt  eS Viele  ältere  Liegenschaften,  bei  welchen

nicht  genüngend  Parkpätze  zur  Verfügung  stehen.  Mit  den  auf  dem  öffentLichen  Grund

markierten  Feldern  kann  dem  Parkplatz-Mangel  entgegen  gewirkt  werden.  Doch  auch  in

diesen  Gebieten  ist  das  Parkieren  ausschLiessLich  in den  markierten  Feldern  möglich.  Eine

geordnete  Parkierung  kann  dadurCh  sichergestetlt  werden.

Mit  der  Annahme  der  Einzelinitiative  würde  das  Ziel  eines  einheitlichen  und  verständlichen

Parkierungs-Systems  in der  Gemeinde  Regensdorf  verfehlt.

3. Genügend  Parkplätze  auf  Privatgrund  vorhanden

Die  Gemeinde  Regensdorf  hat  in Zusammenarbeit  mit  Ingenieuren  und  der  für  die  Verfügung

der  Verkehrsmassnahmen  zuständigen  Kantonspolizei  ZüriCh,  einen  Plan  für  die  Einführung

der  Verordnung  über  die  Parkraumbewirtschaftung  und  verkehrsberuhigende  Massnahmen

(u.a.  für  die  Schutwegsicherheit)  inkl.  Temporeduktion  mitteLs  einer  Zone  Tempo  30 erstellt.

Gemäss  den  Initianten  genügt  die  geplante  Anzahl  an ParkfeLdern  an einzelnen  Strassen  für

die  Quartierbewohnerinnen  und  Quartierbewohner  nicht.
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In der  Bau-  und  Zonenordnung  der  Gemeinde  Regensdorf,  Ziffer  10.1,ist  die  ErsteLLung  von

Personenwagen-AbstellpLätzen  wie  foLgt  geregelt:

IFür  Wohnen  sind  folgende  Personenwagen-Abstellplätze  zu erstelLen:

Bewohner: mind.

max.

0.8 PP / 80 m2 GeschossfLäche

1.1 PP / 80 m2 Geschossfläche

Besucher: pro  4 Wohnungen  1 PP

3Angebrochene  AbstelLplatzzahlen  sind  aufzurunden.

Mit  dieser  Bestimmung  Wird  g 242  PLanungs-  und  Baugesetz  Genüge  getan,  WOnaCh  die

Gemeinde  die  Zahl  der  AbsteLlplätze  in der  Bau-  und  Zonenordnung  so festzulegen  hat,  dass

die  Fahrzeuge  der  Benützer  einer  Baute  oder  Anlage  ausserhaLb  des  öffentLichen  Grundes

abgestelLtwerden  können.

Im Gebiet  Laubisser  gibt  es hauptsächlich  Einfamilienhäuser  oder  modernere

Mehrfamilienhäuser,  welche  über  eine  -  gemäss  Bau-  und  Zonenordnung  -  ausreichende

Anzaht  an Parkplätzen  verfügen  sotlten.  Auch  in der  Initiative  wurde  das  wie  folgt  erwähnt:

««Das Laubisser  Quartier  hat  die  geringste  Bewohnerdichte  in Regensdorf.  Die  meisten  Häuser

sind  von  Eigentümern  bewohnt  und  haben  eigene  Garagen  und  Vorplätze.»

SOltten  niCht  genÜgend ParkplätZe  Zur  VerfÜgung  steherl  SO Sind  geStütZt  auf  die  VOrgenannte

Bestimmung  die  fehlenden  Parkplätze  mittelS  Baueingabe  auf  Privatgrund  Zu realisieren.

Dabei  ist  nicht  massgebend,  wie  viele  Parkpätze  sich  die  Anwohnerinnen  und  Anwohner

wünschen,  sondern  wie  viete  Parkplätze  gernäss  der  Bau-  und  Zonenordnung  im Maximum

erlaubt  sind.

Der  Gemeinderat  sieht  das  dringende  Bedürfnis  der  Quartierbewohner  nach  mehr  als  166

öffenttichen  Parkplätzen  im Quartier  Laubisser-Leematten  nicht.  Gesetzlich  (gem.  9 242,  Abs.

2 deS PLanungs-  und  Baugesetztes  (PBG))  Wäre  die  Gemeinde  grundsätzlich  niCht  verpflichtet,

Parkpätze  auf  öffenttichem  Grund  anzubieten.

4. Annahme  der  Initiative  hätte  bauliche  Massnahmen  zur  Folge

Der  Gemeinderat  pLant,  im Gebiet  Laubisser  eine  Zone  Tempo  30 einzuführen.  Er erachtet

diese  Massnahme  als  zwingend  notwendig,  weil  die  Einführungvon  Tempo  30 auf  der

Dorfstrasse  im Rahmen  des  BGK  Watt  und  der  Unterdorf-/BüeLstrasse,  im Bereich  der

SchuLhäuser  geplant  ist.  Mit  BeibehaLtung  von  Tempo  50 im Quartier  Laubisser  wird

befürchtet,  dass  das  Wohnquartier  aLs Ausweich-Route  benützt  wird,  was  unbedingt

vermieden  werden  solL.

Für  die  Einführung  einer  Zone  Tempo  30 eignen  sich  die  gepLanten,  markierten  Parkfelder

bestens  für  die  Verkehrsberuhigung.  Sollte  die  EinzeLinitiative  angenommen  werden,  müsste

die  Einhaltung  VOn Tempo  30 mit  zusätzlichen  baulichen  Massnahmen  sichergestetlt  werden.

Diese  baulichen  Massnahmen  hätten  eine  höhere  KostenfoLge  ats die  Verkehrsberuhigung

mittels  markierter  Parkfelder.  Zudem  entspricht  es nicht  dem  ZieL des

GemeindeversammLungsbeschLusses  vom  Juni2016,  wonach  durch  die  «NatürLiche  Verkehrs-

beruhigung  in den  Wohnquartieren  durch  Markierung  zusätzlicher  Parkfelder  -  dies  ohne  teure

bauLiche  Massnahmen»  umzusetzen  ist.

5.  Kosten  für  KontroLlen  und  Unterhalt

In der  Einzelinitiative  wurde  beschrieben,  dass  die  Markierung  von  ParkfeLdern,  die

überwachung  durCh  die  Gemeindepotizei  SOWie der  Unterhalt  der  Parkfelderviel  Geld  kOStet.

Das  Markieren  der  Parkfelder  kostet  GeLd,  ist  jedoch  die  kostengünstigere  Variante  aLs die
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ErsteLtung  von  baulichen  Massnahmen  zur  Verkehrsberuhigung.  Ausserdem  müssen

ParkfeLder  nur  ca. alle  10-15  Jahre  neu markiert  werden.  Der  Aufwand  für  die PoLizei ist  nicht

kleiner  ohne  die Markierung  der  ParkfeLder.  Die Gebührenpflicht  im Quartier  Laubisser  wird

mit  oder  ohne  die Markierung  der  Parkfelder  eingeführt.  Der Kontrollaufwand  wird  durch  das

Markieren  von ParkfeLdern  eher  geringer,  weil  eine  übersichtliche  Parkierungssituation

geschaffen  wird.  Die Unterhaltskosten  der  ParkfeLder  werden  durch  die Gebühreneinnahmen

gedeckt  sein.

6.  Zusätzlicher  Signalisationsaufwand

Bei Annahme  der  EinzeLinitiative  müssten  bei unübersichtLichen  Strassenabschnitten  (Ein-

/Ausfahrten)  und  im Bereich  der  baulichen  Massnahmen  zur  Verkehrsberuhigung,  zusätztiche

ParkverbotstafeLn  errichtet  werden.

Die heute  güttige  Parkierungsverordnung  sieht  vor,  dass  das Parkieren  in Wohnquartieren

ausserhalb  von  Parkfeldern  verboten  ist.  So kann  ohne  zusätzlichen  Signalisationsaufwand

gesteuert  werden,  dass  nur  an gesetzlich  erlaubten  Orten  parkiert  wird.

7.  Verkehrsberuhigung  mit  Markierung  von  Parkplätzen  sinnvoll  umsetzen

ES iSt dem  Gemeinderat  ein grosses  Anliegen,  daS Wohnquartier  Laubisser-Leematten  durch

die geplante  Temporeduktion  auf  30km/h  vor  Schleichverkehr  zu schützen.  Um das  künftige

Temporegime  einhalten  zu können,  sind  zwingend  verkehrsberuhigende  Massnahmen

umzusetzen.  Die Umsetzung  dieser  Massnahme  mitteLs  markierter  Parkfelder  erachtet  der

Gemeinderat  alS sinnvollste  und kostengünstige  Lösung,  WeShalb  er an der  aktuellen

Verordnung  über  die Parkraumbewirtschaftung  festhalten  will.

C. ANTRAG

Mit  obenstehender  Begründung  beantragt  der  Gemeinderat  Regensdorf  der

Gemeindeversammlung  vom  16.  Juni2025,  die  vortiegende  EinzeLinitiative  abzulehnen.

Regensdorf,  25. März  2025 Gemeinderat  Regensdorf

Stefan  Marty

Stefan  Pfyl

Präsident

Schreiber

D. DISKuSSION  uND  ANTRÄGE

Das Geschäft  wird  durch  Beat  Hartmann,  Stellvertreter  des  Sicherheitsvorstandes  anhand

einer  PowerPoint  Präsentation  vorgestellt.  In der  Folge  erhalten  die Initianten,  primär  vertre-

ten  durch  Rudolf  Hugelshofer,  die MögLichkeitihre  eingereichte  Einzelinitiative  der  Ver-

sammlung  zu erläutern.  Sie tun  dies  ebenfalLs  anhand  einer  PowerPoint  Präsentation.

Verschiedene  Votanten  äussern  sich  zum  Geschäft.  Es werden  keine  weiteren  Anträge  ge-

steLlt.

E. ABSTIMMUNGEN

Gemeindepräsident  Stefan  Marty  steLlt  der  Versammlung  die Frage,  wer  der  Einzelinitiative

von mehreren  Stimmberechtigten  in der  Versammlungsgemeinde  Regensdorf;  Initiative  «Äjl-

derung  der  Verordnung  über  die Parkraumbewirtschaftung»  zustimme.

Der Einzelinitiative  «Änderung  der  Verordnung  über  die Parkraumbewirtschaftung»  eingereicht

VOn mehreren  Stimmberechtigten  Stimmt  die Gemeindeversammlung  mit  316  Ja-Stimmen  ge-

genüber  73 Nein-Stimmen  zu.
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Der  Gemeindepräsident  Stefan  Marty  dankt  der  Gemeindeversammlung  für  die Beschluss-

fassung  und  Leitet  zum  nächsten  Traktandum  über.
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3. Revision  kommunale  Richtplanung

A.  WEISUNG

1.  Ausgangslage

Zusammenfassung

Die  ReViSiOn  der  kommunaten  Richtplanung  VOn Regensdorf  Stellt  ein  strategiscties  Führungs-

instrument  für  die  räumLiche  Entwicklung  der  nächsten  15-20  Jahre  dar.  Die  angestrebte

räumliche  Entwicklung  konzentriert  sich  insbesondere  auf  das  Zentrum  und  das  Bahnhofsge-

biet,  während  historische  Ortsteile  ihren  Charakter  bewahren  solLen.  Arbeitsgebiete  werden  je

nach  Nutzungsschwerpunkt  unterschiedLich  entwickelt:  Im Zentrum  dominieren  DienstLeis-

tungen,  während  in Althard  fLächenintensive  Industriebetriebe  priorisiert  werden.  Im Bereich

Landschaft  setzt  der  Richtplan  neben  dem  Sichern  der  LandwirtschaftsfLächen  auf  eine  Stär-

kung  der  ökologischen  Infrastruktur,  Erholungsräume  und  Massnahmen  zur  Verbesserung  des

Lokalklimas.  Öffentliche  Bauten  und  Anlagen  werden  mit  Blick  auf  das  Bevölkerungswachs-

tum  pLanerisch  gesichert,  insbesondere  im  SchuL-  und  Sportbereich.  Der  Richtplan  setzt  auf

eine  gesamtheitliche  VerkehrspLanung,  die  Sicherheit  und  Attraktivität  für  alle  Verkehrsteil-

nehmenden  gewährteistet  und  den  Güterverkehr  verträglich  abwickelt.  Unter  anderem  soLL der

öffentliche  Verkehr,  Fuss-  und  Velowege  gestärkt  und  der  Durchgangsverkehr  kanatisiert  wer-

den.  Mit  dem  Richtptan  wird  die  Grundlage  für  eine  anschLiessende  Umsetzung  in der  Bau-

und  Zonenordnung  geschaffen.

Ziel  des  Richtplans

Der  Richtplan  ist  eine  Auslegeordnung  der  wesentLichen  raumplanerischen  öffentlichen  Auf-

gaben.  Er soll  der  Gemeinde  einen  Überblick  über  raumwirksame  Vorhaben  verschaffen,  die

verschiedenen  raumwirksamen  Aurßaben  aufeinander  abstimmen  und die künftiße  «innere»

Entwicklungvon  Regensdorffestlegen.

Die  Richtplanung  dient  der  Abstimmung  raumwirksamer  Tätigkeiten  innerhalb  der  Gemeinde,

aber  auch  mit  Nachbargemeinden  und  der  Region.  Der  kommunale  Richtplan  ist  das  strategi-

sche  Führungsinstrument  der  Gemeinde  für  die  langfristige  räumliche  Entwicklung  der  nächs-

ten  rund  15-20  Jahre.  Er definiert  mit  BLick  auf  die  nachgelagerten  Revisionen  der  Nutzungs-

planung  die  Ziele  der  räumlichen  Entwicklung  und  steLlt  die  Koordination  mit  den  Richtplanun-

gen  der  Region  Furttal  und  des  Kantons  sicher.

Mit  der  Festsetzung  des  kommunalen  RichtpLans  erhalten  der  Gemeinderat  und  die  Verwat-

tung  den  Auftrag,  ihre  Handlungen  auf  die  Ziele  deS  Richtplans  auszulegen  und  die  Festlegun-

gen  umzusetzen,  d.h.  der  RichtpLan  wird  behördenverbindlich.

Der  kommunaLe  RichtpLan  bildet  die  GrundLage  für  die  kommunale  Nutzungsplanung  und  wei-

tere  kommunale  Planungsinstrumente,  weLche  die  Festlegungen  konkretisieren.  Mit  der  Um-

setzung  in der  kommunalen  NutzungspLanung  werden  die  Inhalte  grundeigentümerverbind-

lich.  Für  die  Festsetzung  der  Nutzungsplanung  ist  ebenTalls  die  Gemeindeversammlung  zu-

ständig.

Bestehende  Planungen

Gesamtplan

Die  Gemeinde  Regensdorf  verfügt  über  einen  kommunalen  GesamtpLan  aus  dem  Jahr  1983.

Dieser  trifft  FestLegungen  zur  Siedlung,  zur  Landschaft,  zu öffenttichen  Bauten  und  AnLagen,

zu Ver-  und  Entsorgung  und  zum  Verkehr.  In der  Zwischenzeit  haben  sich  diverse
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übergeordnete  Vorgaben  SOWie RaHmenbedingungen  geändert  und  der  Gesamtplan  gilt  atS

überholt.  LedigLich  der  TeiL Verkehr  wurde  Laufend  überarbeitet  und  weitergeführt.

Kommunaler  Verkehrsplan

Der  kommunale  Verkehrsptan  wurde  Letztmals  im Jahr  2020  revidiert  und  mit  BeschLuss  des

Regierungsrats  am  29.  Januar  2024  festgesetzt.  Mit  der  vorliegenden  Revision  wurde  der  kom-

munaLe  Verkehrsplan  ins neue  Layout  überführt,  vereinzeLt  angepasst  und  mit  weiteren  The-

men  aus  dem  räumlichen  Entwicklungskonzept  ergänzt.

Räumliches  Entwicklungskonzept  (REK)

ALs Grundlage  für  die  kommunaLe  Richtplanung  wurde  2020  ein  räumtiches  Entwicklungskon-

zept  (REK)  erarbeitet  und  vom  Gemeinderat  am 15.  März  2022  festgesetzt.  Das  räumLiche  Ent-

wicklungskonzept  gibt  die  angestrebte  Entwicklung  der  nächsten  Jahre  VOr und  SetZt  SChWer-

punkte  für  die  weitere  räumliche  EntwickLung.  Es enthfüt  LeitLinien  zur  Entwicklung  deS Sied-

lungsraums,  des  Wirtschafts-  und  Arbeitsstandorts  und  der  Mobilität  sowie  bezüglich  Erho-

Lung und  Ökologie.  Regensdorf  setzt  auf  eine  nachhaLtige  und  weitsichtige  EntwickLung,  die

Rücksicht  auf  bestehende  QuaLitäten  nimmt.  Das  ?jumliche  Entwicklungskonzept  wurde  zu-

sammen  mit  Fachpersonen  entwickelt  und  die  Meinung  der  Bevötkerung  wurde  in mehreren

Veranstaltungen  abgeholt.

Freiraumkonzept

Im Rahmen  von  verschiedenen  MitwirkungsveranstaLtungen  wurde  eine  Vision  für  die  Frei-

räume  in Regensdorf  entwickett.  So sollen  künftigim  ganzen  Siedlungsgebiet  ausreichend  und

gut  erreichbare  Freiräume  für  alle  Freiraumnutzungen  (Spiel,  SpOrt,  Begegnungen,  Ruhe  und

Naturerlebnis)  zur  Verfügung  stehen.

Die  vorgesehenen  Massnahmen  streben  an,  die  Freiräume  ökoLogisch  wertvoll  zu gestalten

und  ZLI vernetzen.  Das  ganZe  Siedlungsgebiet  SOll damit  ein mögliChSt  angenehmes  LOkal-

klima  bieten,  insbesondere  in den  heissen  Sommermonaten.

Neben  alLgemeinen  Zielen  werden  mit  dem  Freiraumkonzept  auch  gezielte  Standorte  für  Auf-

wertungen  vorgeschlagen.  BeispieLsweise  soll  der  alte  Friedhof  gemeinsam  mit  dem  Seiter-

park  als  Freiraum  gestärkt  werden.

Übergeordnete  Planungen

Der  kommunate  Richtplan  muss  übergeordnete  Planungen  wie  Inventare  und  Sachpläne  des

Bundes  berücksichtigen.  Auch  eine  Abstimmung  auf  das  kantonale  und  regionale  Raumord-

nungskonzept  und  die  kantonale  und  regionale  Richtplanung  ist  notwendig.

Kantonaler  Richtplan

Der  kantonaLe  Richtplan  definiert  behördenverbindlich  Strategien  und  Massnahmen,  um  die

räumLiche  EntwickLung  Langfristig  zu Lenken  und  abzustimmen.

Mit  dem  definierten  Siedtungsgebiet  findet  eine  klare  Trennung  VOn Baugebiet  und  NiChtbau-

gebiet  statt  und  die  Siedlungsentwicklung  wird  nach  innen  gelenkt.  Im Bereich  Landschaft  un-

terteilt  der  kantonate  Richtplan  daS Landwirtschaftsgebiet  in FruchtTolgeflächen  und  übriges

Landwirtschaftsgebiet.  Weiter  werden  kantonale  Natur-  und  Landschaftsschutzgebiete  auS-

geschieden.

Der  Teil  Verkehr  definiert  in Regensdorf  den  Ostring  und  die  Wehntalerstrasse  als  Hochleis-

tungsstrassen.  Eine  Verbesserung  des  Angebots  der  S-Bahn  soLL dank  einem  Ausbau  der

Bahnstrecke  auf  Doppelspur  möglich  werden.
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Regionaler  Richtplan

Die  Vorgaben  des  kantonaLen  Richtplans  werden  mit  dem  regionaLen  RichtpLan  präzisiert.

Für  das  Siedtungsgebiet  werden  spezifische  Nutzungen  sowie  Dichte-  und  Bewahrungsvorga-

ben  definiert.  Ergänzend  dazu  werden  ErhoLungsgebiete,  Aussichtspunkte,  Naturschutzge-

biete,  Vernetzungskorridore,  Gewässerrevitalisierungen  und  Landschaftsschutzgebiete  von

regionaler  Bedeutung  festgelegt.

Der  Teil  Verkehr  legt  unter  anderem  die  kantonalen  Verbindungsstrassen,  Strassenraumum-

gestaltungen,  Parkierungsanlagen,  WiChtige  regionale  HaLtestellen,  Radwege,  Fuss-/Wander-

wege,  Reitwege  und  Aufwertungen  des  Bustrassees  fest.

2. Inhalt  des  kommunalen  Richtplans

Bestandteile

Die  für  die  Behörden  verbindlichen  Festlegungen  werden  im Richtptantext  aufgeführt  und  in

den  zugehörigen  Richtplankarten  dargestettt.  Im ErLäuterungsbericht  werden  die  InhaLte  zu-

sätzlich  hergeleitet,  wobei  die  InhaLte  des  Berichts  LedigLich  zur  Information  dienen.

2.1 Teil  Siedlung  und  Landschaft

Nach  den  Vorgaben  des  RaumpLanungsgesetzes  ist  mit  dem  Boden  haushätterisch  umzuge-

hen  (Art.  1 RPG).  GLeichzeitig  soLLen nach  Vorgaben  der  kantonalen  Planung  auf  kommunaler

Ebene  mittelS  Innenentwicklung  die  Voraussetzungen  für  rund  28'000  Einwohnerinnen  und

Einwohner  und  1 4'000  ArbeitspLätze  geschaffen  werden.  Bereits  bei  der  Erarbeitung  des  räum-

Lichen  EntwickLungskonzepts  (REK)  wurde  eine  umfassende  Potenzialbetrachtung  durchge-

füHrt.  Dabei  wurden  die  Nachfrageentwicklung,  daS bestehende  Potenziatim  gültigen  Zonen-

ptan  und  eine  gezielte  Verdichtungim  Bestand  thematisiert.  Neben  den  quantitativen  Überte-

gungen  stehen  auch  qualitative  Betrachtungen  im Fokus  der  Entwicklung  Regensdorfs.  Zudem

definiert  der  kommunale  Richtplan  räumliche  Anforderungen  an die  GestaLtung  der  Siedlungs-

fläche,  um  eine  dem  Siedlungscharakter  der  Gemeinde  Regensdorf  entsprechende  Entwick-

lung  zu ermöglichen  und  die  Siedlungsqualität  zu erhöhen.

Siedlung

Die  Entwicklung  der  Siedlung  soll  in erster  Linie  in den  städtischen  Siedlungsstrukturen  im

BahnhOj  NOrd,  im Zentrum  Regensdort  und  entlang  der  Watterstrasse  einen  Schwerpunkt  bit-

den.  ALs zentrale  Orte  solten  mit  dem  Richtplan  das  Zentrum  Regensdorf  und  das  Bahnhofsge-

biet  in iHrer  Funktion  gestärkt  und  aufgewertet  werden.  Die  verschiedenen  Ortsteile  SOllen  ih-

ren  Charakter  behaLten.  Repräsentative  Achsen  wie  die  Watterstrasse  und  die  FurttaLprome-

nade  solLen  abwechslungsreiche  öffentliche  Räume  mit  AufenthaltsquaLität  darsteLlen.

Die  historischen  Ortsteile  und  landschaftLich  empfindlich  gelegenen  Wohnquartiere  soLlen

ihre  QuaLitäten  bewahren  und  Identität  stiften.  Dazu  soLLen mit  der  Revision  der  Bau-  und  Zo-

nenordnung  die  Grundlagen  für  eine  hOhe  städtebaulictie  Qualität  geschaffen  werden.

Die  Arbeitsgebiete  soLLen nahe  am  Zentrum  schwerpunktmässig  personenintensive  Dienst-

leistungs-  und  Büronutzungen  beherbergen.  Im Gebiet  Althard  dagegen  soLl der  Fokus  aufin-

dustriellen  und  flächenintensiven  Betrieben  liegen.  Güterintensive  Betriebe  sind  in diesem  Be-

reich  mögLich,  sollen  jedoch  stärker  aLs heute  den  Bahnanschluss  nutzen,  um  die  BeLastung

des  Strassennetztes  zu minimieren.

Mit  dem  erwarteten  Bevölkerungs-  und  Arbeitsplatzwachstum  nimmt  auch  der  Nutzungsdruck

auf  die  Freiräume  innerhalb  des  Siedlungsgebiets  sowie  auf  die  ErhoLungsräume  ausserhalb
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des  Siedlungsgebiets  und die Landschaft  zu. Zudem  müssen  diese  Räume  immer  mehr  leis-

ten:  Sie sind  landwirtschaftliche  ProduktionsfLächen,  dienen  der  ErhoLung  der  BevöLkerung,

soLlen  durch  eine  biodiverse  Gestaltung  zur  ArtenvielfaLt  und positiv  zum  LokatkLima  beitra-

gen.  Um aLlen -  teils  widersprüchLichen  -  Erwartungen  gerecht  zu werden,  müssen  die dafür

benötigten  Flächen  gesichert  und bestmögLich  genutzt  werden.

Landschaft

Der RichtpLan  TeiL Landschaft  enthfüt  bestehende  und  geplante  ELemente  der  Themenfelder

Landschaftsräume,  ökologische  Infrastruktur  und Erholungsräume.  Dabei  werden  Objekte  ab-

gebildet,  die eine  raumplanerische  Bedeutung  haben  oder  für  die Koordination  dieser  Themen

relevant  Sind.  Beispietsweise  werden  Ziele  Zur Durchgrünung  deS  Siedlungsgebiets  aufgestellt

und  Gewässer  bezeichnet,  die aufgewertet  werden  solLen.  Freiräume  für  die Erholungsnutzun-

gen werden  hauptsächlich  im Siedlungsgebiet  gesichert.  Aus dem  Freiraumkonzept  werden

die  Achsen  mit  Priorität  Erholung  übernommen.  Das heute  im Zonenplan  bezeichnete  Erho-

lungsgebiet  Leematten  soll  in das Gebiet  Wisacher  verschoben  werden,  wo die bestehenden

Sportanlagen  mit  weiteren  Angeboten  ergänzt  werden  SOtlen.

Lokalklima

Ebenfalls  berücksichtigt  wird  das  ThemenTeld  LokaLklima.  Der  kommunale  Richtplan  schafft

hierfür  die planungsrechtLichen  Voraussetzungen  zum  Umsetzen  von Massnahmen  in der

Bau-  und Zonenordnung.  Dies  können  beispieLsweise  Bestimmungen  zum ErhaLt  von Bäumen

oder  zu Grünflächen  sein.  Bei Projekten  der  Gemeinde  soll  mit  Massnahmen  wie  Entsiegelun-

gen oder  Beschattungen  auf  eine  Kühlung  der  öffentlichen  Räume  hingewirkt  werden.

2.2  Teil  Öffentliche  Bauten  und  Anlagen

Die Bauten  und  Anlagen  zur Erfütlung  kommunaLer  öffentlicher  Aufgaben  und solche  die einer

räumlichen  Abstimmung  bedürfen,  sind  im Richtplan  bezeichnet.  Der  Plan der  öffentlichen

Bauten  und  AnLagen  ist somit  ein Koordinationsinstrument  zwischen  den  verschiedenen  Trä-

gern  von öffentlichen  Aufgaben  in Regensdorf.  Darunter  faLlen  neben  der  politischen  Ge-

meinde  und dem  Kanton  Zürich  auch  die Sekundarschulgemeinde  oder  die Landeskirchen  so-

wie  weitere  Organisationen,  welche  öffentliche  Aufgaben  erfüllen.

Mit  dem  anhaltenden  und  zukünftig  erwarteten  Bevölkerungs-  und Beschäftigtenwachstum

nimmt  der  Nutzungsdruck  Laufend  zu. Um die zunehmenden  Bedürfnisse  an die öffentlichen

Dienstteistungen  in hoher  Qualität  gewährleisten  zu können,  müssen  die heute  vorhandenen

und künftig  notwendigen  Flächen  für  öffentliche  Bauten  und AnLagen  planerisch  gesichert

werden.

Bildung

Den SchuLen  und schulergänzenden  Tagesstrukturen  oder  TagesschuLen  solLen  durch  eine  vo-

rausschauende  Planung  gut  erreichbare  und  zeitgemässe  Anlagen  zur  Verfügung  haben.

Mit  der  SchuLraumplanung  der  Gemeinde  wurde  eine  Bedarfsanalyse  in Abstimmung  auf  das

prognostizierte  Bevölkerungswachstum  erstelLt  (MasterpLanung  SchuLraum,  2021  ). Diese

sieht  bis 2050  einen  zusätzlichen  Bedarf  von  54 PrimarschulkLassen  im Gebiet  Regensdorf  /

Bahnhof  Nord  vor.  In der  Schulraumstrategie  Primarschule  wurden  2022  verschiedene  Stand-

orte  und  Ausbauvarianten  geprüft,  ein zusätzlicher  Standort  im Gebiet  Bahnhof  Nord  wird  fa-

vorisiert.  Die Standortsuche  im Gebiet  Bahnhof  Nord  konnte  jedoch  keine  für  die Gemeinde

erhfütliche  Fläche  sichern.  Der  neu  vorgesehene  Standort  Buechacher  kann  mit  seiner  guten

Erreichbarkeit  sowohlvom  Gebiet  Bahnhof  Nord  als auch  dem  nördlichen  Teit  des

16



Einzugsgebiets  deS  Schulhauses  Ruggenacher  diein  der  Schulraumplanung  gestellten  Bedürf-

nisse  abdecken.

Im Einzugsgebiet  Pächterrieds  besteht  bis  2035  der  Bedarf  für  drei  zusätzliche  Kindergärten.

EbenfatLs  werden  bis  2035  bzw.  2050  zusätzliche  Klassenzimmer  für  8 bzw.  11 Primarschul-

kLassen  benötigt.  Der  Ausbau  der  Primarschule  ist  auf  der  westLich  an das  bestehende  SchuL-

haus  angrenzenden  Reservefläche  vorgesehen.  Für  neue  Kindergärten  wird  angrenzend  an

den  Sportplatzim  Bereich  der  heutigen  KugelstossanLage  ein  4-fach  Kindergarten  vorgesehen.

KuLtur  und  Begegnung

Die  Gemeinschaftszentren,  Gemeinschaftsräume  und  der  Jugendtreff  sotLen  ausreichend

Raum  für  die  verschiedenen  Angebote  zur  Verfügung  stellen.  Für  den  Gemeindesaat  soll  eine

dauerhafte  Lösung  gefunden  werden,  wofür  ein  Standort  gesucht  wird.

Sport

Die  Sportantagen  SOtlen  Zur  Stärkung  der  Sportregion  beitragen,  WOfür  die  bestehenden  Anla-

gen  weiterentwickett  und  neue  Angebote  geschaffen  werden  SOtten.  Am  Standort  Wisacher

SOll  daS  Angebot  konzentriert  werden.  Die  Grundlagen  sollen  dazu  mit  der  Verlagerung  der  Er-

holungszone  Leematten  ins  Gebiet  Wisacher  geschaffen  werden.

2.3  Teil  Verkehr

Der  Richtptan  TeiL Verkehr  enthäLt  bestehende  und  geplante  Verkehrsimrastrukturen  für  die

ErfüLLung  kommunaLer  und  übergeordneter  öffentlicher  Aufgaben.  Der  RichtpLan  Teil  Verkehr

ist  somit  ein  Koordinationsinstrument,  einerseits  zwischen  den  verschiedenen  Eigentümerin-

nen  und  Eigentümer  der  Verkehrsinfrastrukturen  in Regensdorf,  andererseits  zwischen  den

verschiedenen  Verkehrsmitteln.  Zudem  koordiniert  er die  Raumansprüche  des  Verkehrs  mit

atLen  anderen  raumrelevanten  Interessen  von  Siedlung  und  Landschaft.

Beim  RichtpLan  Teil  Verkehr  bedarf  es  zudem  einer  Koordination  der  Richtpläne  der  verschie-

denen  Ptanungsebenen  Gemeinde  -  Region  -  Kanton.  Um  ein  ganzheitLiches  Verkehrskonzept

zu erreichen,  sind  verschiedene  Änderungsbegehren  an übergeordneten  RichtpLaneinträgen

erforderlich.  Aus  diesem  Grund  enthfüt  der  Richtplan  «kommunale  Anliegen  an übergeordnete

Festlegungen»».  Darin  beschLiesst  der  Gemeinderat,  welche  Änderungsbegehren  künftig  bei

der  Revision  der  übergeordneten  Planungsinstrumente  durch  die  Gemeinde  zu steLLen  sind,

um  die  Konsistenz  der  Richtplanung  über  alle  drei  Stufen  Zu gewährLeisten.

Die  Verkehrssicherheit  für  alle  Verkehrsteilnehmenden,  die  siedlungsverträgliche  GestaLtung

der  Strassenräume  und  eine  Stärkung  des  öffentlichen  Verkehrs  sowie  des  Fuss-  und  Vetover-

kehrs  biLden  die  verkehrlichen  Hauptziete  in Regensdorf.  Die  Siedlungsentwicklung  wird  auf

die  Verkehrsinfrastruktur  abgestimmt  und  Wachstum  findet  grundsätzlich  nur  an gut  mit  dem

öffentlichen  Verkehr  erschlossenen  Lagen  statt.

Strassennetz,  -raum  und  Parkierung

Der  Richtptan  Sieht  VOr, den  Durchgangsverkehr  auf  den  Kantonsstrassen  ZLI bündeln  und  SC)

das  kommunale  Strassennetz  vom  Durchgangsverkehr  zu entlasten.  Die  Sicherheit  von  SchuL-

wegen  sowie  für  den  Fuss-  und  Veloverkehr  soLL dank  Temporeduktionen  verbessert  werden.

Für  die  Industrie-  und  Gewerbegebiete  solL  mit  einem  Verkehrskonzept  die  für  das  Strassen-

netZ  verträgliche  Verkehrserzeugung  festgetegt  werden.  EbenfalLs  sollen  die  Anzahl  der  Ab-

steLLpLätze  im  öffentlichen  Raum  und  bei  privaten  Projekten  in der  BZO  geprüft  werden  und  die

Möglichkeit  zur  Reduktion  mit  MobiLitätskonzepten  geschaffen  werden.
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Bei Umgestattungen  VOn Kantonsstrassen  SetZt  SiCh die  Gemeinde  dafür  ein,  daSS die  WOhn-

und  Aufenthaltsqualität  entLang  der  Strassen  hoch  ist.  So ist  beispieLsweise  mit  einer  Anpas-

sung  der  Kreuzungen  WehntaLerstrasse-Ostring-Dorfstrasse  und  der  UmgestaLtung  der

WehntaLerstrasse  eine  Aufwertung  des  Strassenraums  und  eine  Reduktion  der  Trennwirkung

anzustreben.

Öffentlicher  Verkehr  und  Güterverkehr

Die  Attraktivität  des  Bahnhofs  Regensdorf-Watt  soll  mit  einem  Ausbau  gesteigert  und  das  Um-

steigen  erleichtert  werden.  In den  Quartieren  soll  eine  gute  Anbindung  an daS Busnetz  SiCher-

gestellt  werden  und  die  Haltestellen  attraktiv  gestaltet  werden.  Ergänzend  dazu  solLen  dank

MobiLitätsstationen  auch  geteilte  VerkehrsmitteL  stärker  genutzt  werden.

Der  Richtplan  Sieht  VOr, daSS durCh  neue  Regetungen  bei Nutzungen  mit  grossem  Güterver-

kehr  vermehrt  die  Anschlussgleise  genutzt  werden.

Velowege  und  Veloparkierung

Der  Richtplan  hat  das  Ziel,  ein durchgehendes  Velowegnetz  zu sichern.  Dieses  soll  sicher  aus-

gestaltet  werden  und  mögtichst  vom  MIV  und  Fussverkehr  getrennt  geführt  werden.  Es werden

Routen  mit  Velopriorisierung  festgelegt.  Einerseits  werden  direkte  Verbindungen  geschaffen,

die  ein mögLichst  schnelles  Vorankommen  ermöglichen  solLen.  Andererseits  wird  mit  komfor-

tablen  Routen  das  Bedürfnis  nach  gemächlicheren  Verbindungen  abseits  von  stark  beTahre-

nen  Strassen  abgedeckt.

Fusswege

Mit  dem  Schliessen  von  Netzlücken  im Fusswegnetz  soll  ein  durchgängiges  Netz  geschaffen

werden.  Als  wichtige  neue  Verbindung  soll  die  Furttalpromenade  und  die  Fusswege  in ihrer

Verlängerung  eine  attraktive  Verbindung  von  Adlikon  in Richtung  Katzensee  biLden.  Der  Richt-

plan  definiert  auch  die  Ansprüche  an die  Ausgestaltung  der  Fusswege.

2.4  Aufhebung  Gesamtplan

Im kommunalen  Gesamtplan  von  1983  werden  im TeiL Versorgung  die  Themen  Wasserversor-

gung,  Abwasserbeseitigung,  Elektrizitäts-  und  Gasversorgung  sowie  Fernmeldeanlagen  be-

handett.  Diese  Themen  sind  jedoch  entwederin  aktueLlen  PLanungen  verbindLich  und  inhalt-

lich  präziser  geregelt  (GEP,  Energieplan)  oder  überholt.

Die  grösseren  bestehenden  und  geplanten  Ver-  und  Entsorgungseinrichtungen  werden  im

Richtplan  Teil  öffentliche  Bauten  und  AnLagen  als  Werkbetriebe  weiterhin  aufgeführt  resp.  ge-

sichert.

Eine  Aktualisierung  des  Versorgungsplans  ist  daher  nicht  zweckmässig,  da Themen  doppelt

gesichert  wären  und  ledigliCh  die  aktuetle  Momentaufnahme  dargestettt  werden  kann.  Aus

diesem  Grund  wird  der  Versorgungsplan  ersatzLos  aufgehoben.

3. Anpassungen  aufgrund  der  öffentlichen  Auflage

Die  öffentLiche  Auflage  des  Richtplans  erfoLgte  vom  17.  Mai  2024  bis 15.  Juti 2024.  Über  die

Mitwirkungsplattform  Smart  Regensdorf  konnte  die Bevölkerung  schriftliche  Einwendungen

verfassen.  Die  Einwendungen  wurden  in der  Arbeitsgruppe  bearbeitet,  eine  EmpfehLung  zum

Umgang  damit  im BeriCht  Zu den  Einwendungen  getroffen  und  anschliessend  im Gemeinderat

beraten.
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Die Pläne  und Texte  des kommunaLen  Richtplans  wurden  aufgrund  der  Rückmeldungen  der

Bevölkerung  und  der  Stellungnahme  deS Kantons  angepaSSt.  Die wichtigsten  Änderungen  Sind

nachfoLgend  zusammengefasst.  ALLe weiteren  Änderungen  sind  im Bericht  zu den Einwendun-

gen im EinzeLnen  erläutert.

Arbeitsgebiet

SL1 .33

Das Gebiet  TrockenLoo,  nördLich  der  Wehntalerstrasse,  wird  für  gewerbliche,  flächen-  und

personenintensive  Nutzungen  vorgesehen.  Die im vorherigen  Stand  entstandenen  KonfLikte

aufgrund  des  fäLschLicherweise  enthaltenen  Fokus  auf  Lärmintensive,  industrieLle  Nutzungen

wird  dadurch  entschärft.

WaLd  und  Landwirtschaftsflächen

SL6  d)

Im Richtplan  werden  als aLlgemeine  Festlegungen  zusätzliche  ZieLe zum  Erhalt  und der  Siche-

rung  von  land-  und  forstwirtschaftlich  genutzten  Ftächen  aufgenommen.  Diese  Ziele  entspre-

chen  auch  den übergeordnet  einzuhaltenden  gesetzLichen  Grundlagen.  Der  Bedeutung  der

Landwirtschaft  in der  Gemeinde  Regensdorf  wird  damit  Rechnung  getragen.

Freiräume

SL5.03,  SL5.26,  SL5.50

Das Hardhötzli  wird  weiterhin  aLs Wald  mit  Vorrangnutzung  Erholung  und  punktueLler  Zugäng-

lichkeit  bezeichnet.  Die bisher  explizit  im Plan eingezeichnete  Feuerstelle  und der  Spielplatz

werden  jedoch  weggeLassen.  Schwerpunkt  der  ErhoLungsnutzungen  soLlen  naturnahe  Ange-

bote  wie  beispielsweise  ein Erlebnispfad  sein.  EbenfaLls  soll  die  Weiterführung  der  Fuss-  und

Velowege  ab der  Furttalpromenade  durch  das HardhöLzLi  weiterhin  angestrebt  werden.

Einbindung  Wehntalerstrasse  ins  Fuss-  und  Velonetz

Mit  der  vorgesehenen  Umgestaltung  wird  eine  wesentliche  Aufwertung  erreicht,  insbesondere

wird  das  Querungsangebot  verbessert.  Der  Auftrag  zu prüfen,  ob kreuzungsfreie  Querungen

für  den Fuss-  und  Vetoverkehr  möglich  sind,  wird  in den Richtplan  aufgenommen.  Dazu  ist ins-

besondere  zu klären  ob der  ErhaLt  oder  der  Ersatz  bestehender  Unterführungen  möglich  und

sinnvoLl  ist.

Tieferlegung  Wehntalerstrasse

Gemäss  dem  Beschluss  der  Gemeindeversammlung  wird  überprüft,  ob und in welcher  Form

derin  der  Mitwirkung  eingebrachte  Vorschlag  der  TieferLegung  der  WehntaLerstrasse  weiter-

verfolgt  werden  kann.

Herausforderungen  einer  Tieferlegung  liegen  in den KonfLikten  mit  der  geplanten  FurttaLpro-

menade,  dem  nicht  mehr  Funktionieren  des Konzepts  zur  Erschliessung  der  EntwickLungsflä-

chen  Bahnhof  Nord  und einer  veränderten  Belastung  der  umliegenden  Quartiere.  Aufgrund

des  drohenden  Verkehrskollapses  wären  bis zur  Realisierung  einer  TieferLegung  trotzdem

kurzfristige  Massnahmen  zu treffen.  Die Finanzierung  einer  aLlffüLigen  TieferLegung  ist unge-

klärt.  Profitieren  Würde  VOn einer  Tieferlegung  in erster  Linie  der  Transitverkehr.

Durch  eine  Neukonzipierung  der  Wehntalerstrasse  als Tunnel  entstünde  eine  grosse  Verzöge-

rung  von  rund  15 Jahren.  In Folge  der  grundsätzlich  geänderten  Ausgangslage  wäre  für  die

FestLegung  der  TunneLvariante  eine  Teilrevision  gegenüber  des  vorliegenden  kommunalen

RichtpLans  erforderlich.
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Routen  mit  Velopriorisierung

V3 g)

Aufgrund  der  Einwendungen  der  öffentlichen  AufLage  wurden  zusätzLiche  VeLorouten  von  Watt

in Richtung  Regensdorf  geprüft,  die  nicht  auf  der  als  gefährLich  erachteten  Dorfstrasse  verlau-

fen.  Eine  zusätzliche  Verbindung  aLs ««Velopriorisierung  komfortabet»  wurde  über  die  Geeren-

WieS-  und  Sandstrasse  aufgenommen.  Damit  wird  eine  Verbindung  auf  Strassen  mit  wenig

Verkehrsaufkommen  ermöglicht.

4. Anpassungen  aufgrund  der  kantonalen  Vorprüfung  und  Anhörung  der  Planungsträger

Mit  dem  Vorprüfungsbericht  VOm 14.  August  2024  hat  die  Baudirektion  Zur Planungsvorlage

SteLlung  genommen.  Im Bericht  zum  Umgang  mit  der  kantonalen  Vorprüfung  Sind  die  einge-

brachten  Stellungnahmen  zusammengefasst  und  atlfättige  Ablehnung  begründet.

Aufgrund  der  RückmeLdungen  erfolgten  verschiedene  kleinere  Anpassungen  an der  Darstel-

lung  und  den  Formulierungen.  Alle  einzelnen  Änderungen  sind  in den  Dokumenten  zur  Berück-

sichtigung  der  öffentLichen  Aufiage  und  der  Vorprüfung  enthalten.

4.I  Teil  Siedlung  und  Landschaft

Zentrum  Regensdorf

SL1 .04,  SL2.3

Für  daS Zentrum  Regensdorf  werden  zuSätZliChe  Vorgaben  Zu publikumsorientierten  Nutzun-

gen  und  gewerblichen  Nutzungen  an frequentierten  Lagen  aufgenommen.  Dies  wird  auch  ge-

mäss  regionaLem  Richtplan  gefordert.

Nutzungen  mit  grossem  Güterverkehr

SL1 .34

Im RichtpLan  werden  anstelle  der  heutigen  Regelung  mit  bezeichneten  Flächen  für  güterinten-

SiVe Betriebe  neue  Vorgaben  Zu Betrieben  mit  grossem  Güterverkehr  aufgenommen.  Damit

soLlen  die  zusätzlichen  Belastungen  des  Strassennetzes  durch  neue  Betriebe  mögLichst  klein

gehaLten  werden,  um  die  Verkehrssituation  nicht  zusätzLich  zu verschlimmern.  Die  dazu  vor-

gesehenen  FLächen  liegen  näher  am bestehenden  und  gepLanten  AnschlussgLeis.  ZusätzLich

SOllen  mit  der  Bau-  und  Zonenordnung  Massnahmen  getroffen  werden,  damit  ein  grösserer

Anteil  des  Güterverkehrs  über  den  Gleisanschtuss  abgewickelt  wird.  Dies  entspricht  auch  den

Vorgaben  der  kantonalen  und  regionalen  Richtpläne,  weLche  im Gebiet  Althard  logistikaffine

Nutzungen  vorsehen.

Lokalklima

SL3  i)

Auf  die  DarsteLlung  von  Gebieten  mit  KaltlufteinfLuss  im PLan wird  verzichtet.  Stattdessen  wird

eine alLgemeine Festlegung ergänzt, welche  den Erhalt und die Förderun@  des KaLtlufteinflus-
ses  im gesamten  SiedLungsgebiet  zum  Ziel  hat.

Wisacher  Mitte

SL5.30

Die  Verlagerung  der  Erholungszone  Leematten  in das  Gebiet  Wisacher  wird  weiterhin  ange-

strebt.  Dies  umfasst  eine  Fläche  von  ca.  54'000  m2.  Mit  der  anstehenden  Revision  der  BZO

soll  diese  Ein-  bzw.  Auszonung  der  Erholungszonen  kurzfristig  umgesetzt  werden.  Der
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konkrete  Bedarfsnachweis  für  die  dazu  benötigten  Flächen  ist  im Rahmen  der  BZO-Revision

zu erbringen.

Wisacher  Süd

SL5.31

Langfristig  sind  im Gebiet  Wisacher  Süd  Flächenreserven  für  weitere  Erholungsnutzungen

denkbar.  Für  deren  konkreten  Bedarf,  beispietsweise  für  die  Verlagerung  der  Tennisplätze,  ist

im FaLl einer  Einzonung  der  Bedarf  nachzuweisen.  Im Richtptan  ist  diese  Massnahme  daher

Lediglich  aLs Vororientierung  enthalten.

4.2  Teil  Verkehr

Strassennetz

V1 d)

Insbesondere  durch  neue  Gewerbebetriebe  im Gebiet  Althard,  die  vieL zusätzlichen  Verkehr

generieren,  besteht  die  Gefahr,  dass  das  Strassennetz  zusätzLich  belastet  wird.  Um  zu verhin-

dern,  dass  damit  eine  Überlastung  des  Gemeindestrassennetzes  entsteht,  solLen  zusätzLiche

Vorgaben  in die  BZO aufgenommen  werden.  In einem  übergeordneten  Verkehrskonzept  soLLen

die  verträgtichen  Fahrtenanzahlen  für  die  Gewerbe-  und  Industriegebiete  ermittelt  werden.  Für

Betriebe  mit  grossem  Güterverkehr  sollen  zusätzLich  Mobilitätskonzept  eingefordert  und  wo

immer  möglich  eine  Nutzung  der  AnschLussgleise  verlangt  werden.

Parkierung

V1 m)

Neben  dem  Überprüfen  der  Vorgaben  bezüglich  der  minimalen  AnzahL  Parkplätze  in der  BZO

Wird  zusätzlich  die Möglichkeit  erwähnt,  dass  von  Bauherrschaften  Mobilitätskonzepte  erstelLt

werden.  Projekte,  die  nachweisen  können,  dass  sie  weniger  Parkplätze  benötigen  aLs gemäss

Baureglement  vorgegeben,  erhalten  so die  Möglichkeit  auf  deren  Bau  zu verzichten.

4.3  Teilöffentliche  Bauten  und  Anlagen

Kindergärten

B2.19,  B2.20

Im Gebiet  Bahnhof  Nord  sind  2 bis  3 Standorte  für  Kindergärten  vorgesehen.  Im Richtplan  wird

eine  Festtegung  dazu  ergänzt.

Ein neuer  Kindergarten  und  schuLergänzende  Betreuung  ist  am  Standort  HöieLvorgesehen.

Der  Standort  wird  in den  Richtplan  aufgenommen.

StörfalLrisiko

B2.17

Aufgrund  der  Lage  an der  BahnLinie  im Konsuttationsbereich  gemäss  StörfaLlverordnung

wurde  das  Störfallrisiko  des  neuen  SchuLstandorts  Buechacher  vertieft  betrachtet.  Aufgrund

der  vielen  zusätzlichen  empfindLichen  Nutzenden  werden  Vorgaben  zur  Minimierung  des  Stör-

fattriSikOS  notwendig.  Dies  können  unter  anderem  die  batinabgewandte  Anordnung  der  Ge-

bäudezugänge  und  Massnahmen  bei  der  GestaLtung  der  Fassaden  sein.  Eine  detaiLliertere  Be-

trachtung  erfolgtim  Rahmen  der  Umzonung  Zur  ZOne  für  öffentliChe  Bauten.

Grundwasserpumpwerk

B7.03
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Die  mit  dem  Projekt  der  WehntaLerstrasse  vorgesehene  Verschiebung  des  Grundwasser-

pumpwerks  Ehrenhau  wird  im Richtplan  abgebitdet.

5. Nächste  Schritte

Genehmigung

Nachdem  die  Vorlage  vom  Gemeinderat  verabschiedet  ist,  wird  der  kommunaLe  Richtplan  von

der  Gemeindeversammlung  festgesetzt.  Die  Revision  der  kommunalen  RichtpLanung  ist  durch

den  Kanton  zu genehmigen.  Mit  der  kantonaLen  Genehmigung  wird  der  kommunale  Richtplan

für  die  Behörden  verbindlich.

Revision  der  Bau-  und  Zonenordnung

Die  kommunale  Richtplanung  entfaltet  noch  keine  Rechtswirkung  für  die Grundeigentümerin-

nen  und  Grundeigentümer.  Erst  mit  der  Umsetzung  der  Richtplanung  in der  nachgeLagerten

Nutzungsplanung  werden  die  InhaLte  -  soweit  diese  übernommen  werden  -  parzeLLenscharf

und  für  die  Grundeigentümerinnen  und  Grundeigentümer  verbindlich.  Die im Richtptan  aLs

kurzfristig  vorgesehenen  InhaLte  soLlen  im Anschluss  an die  RichtpLanrevision  in der  Bau-  und

Zonenordnung  mit  einer  Gesamtrevision  umgesetzt  werden.  In diesem  Zusammenhang  erfolgt

auch  die  Anpassung  an die  mit  dem  neuen  Planungs-  und  Baugesetz  des  Kantons  vorgesehe-

nen  Baubegriffe  (IVHB).

B. ANTRAG

1 . GeStütZt  auf  g 32 AbS.  3 deS Planungs-  und  Baugesetzes  (PBG)  und  in Anwendung  VOn  Art.

12  Ziff.  1 Gemeindeordnung  wird  der  kommunaLe  RichtpLan  Teil  Siedlung  und  Landschaft,

Teil  Verkehr  sowie  Teil  ÖffentLiche  Bauten  und  Anlagen  (Text  und  Karten)  festgesetzt.

2.  Den  Berichten  über  die  nicht  berücksichtigten  Einwendungen  («Bericht  zu den  Einwen-

dungen»»  sowie  «Bericht  zu den  Anliegen  der  kantonaLen  Vorprüfung»)  gemäss  ä 7 Abs.  3

des  Planungs-  und  Baugesetzes  (PBG)  wird  zugestimmt.

3.  Der  erLäuternde  Bericht  nach  Art.  47 Raumplanungsverordnung  (RPV)  wird  zur  Kenntnis

genommen.

4.  Der  Baudirektion  des  Kantons  Zürich  wird  gestützt  auf  ä 32 Abs.  3 PBG beantragt,  den

kommunaLen  Richtplan  Teil  Siedlung  und  Landschaft,  Teil  Verkehr  sowie  Teil  Öffentliche

Bauten  und  Anlagen  (Text  und  Karten)  zu genehmigen.

5.  DerGemeinderatwirdermächtigt,allfälligeausdemGenehmigungs-odereinemRechts-

mittelverfahren  zwingend  notwendig  werdende  Änderungen  in eigener  Kompetenz  VOrZu-

nehmen.  Solche  Beschlüsse  sind  öffentlich  bekannt  zu machen.»

Im Weiteren  Wird  darauf  hingewiesen,  daSS altfällige  Anträge  VOn Stimmberechtigten  bereits

vorgängig  an die  GemeindeversammLung,  schriftlich  an die  Abteilung  PräsidiaLes  oder  an

kanzLei@regensdorf.ch  eingereicht  werden  können.  Die schriftLich  eingereichten  Anträge  die-

nen  dazu,  an der  Versammlung  korrekte  Anträge  und  Antworten  zu kommunizieren.  Die  einge-

reichten  Anträge  müssen  an der  Versammlung  mündLich  vorgetragen  werden.  Ohne  mündli-

che  Antragstellung  können  diese  nicht  behandelt  werden.

Regensdorf,  25. Februar  2025 Gemeinderat  Regensdorf

Stefan  Marty

Stefan  Pfyl

Präsident

Schreiber
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Nachtrag  des  Protokollführers:

Folgende  Abkürzungen  wurden  im  Weisungstext  verwendet,  die  nicht  erläutert  worden  sind:

BGK

BZO

MIV

Betriebs-  und  Gestaltungskonzept

Bau-  und  Zonenordnung

Motorisierter  Individualverkehr

C. DISKUSSION  UND  ANTRÄGE  UND  TEILABSTIMMUNGEN

Das  Geschäft  wird  der  Versammlung  gemeinsam  durch  Daniel  Noger,  Bau-  und  Werkvor-

stand  und  Fiona  Mera,  Planungsbüro  SKW  anhand  einer  umfassenden  PowerPoint  Präsen-

tation  vorgestelLt.

Zu Beginn  erläutert  Daniel  Noger,  Bau-  und  Werl«vorstand,  das  Beratungs-  und  Abstim-

mungsvorgehen.  Es solL nach  jedem  KapiteL  (öffentLiche  Bauten  und  Anlagen,  Verkehr,  Land-

schaft  und  Siedlung)  die  Diskussion  geführt,  Anträge  gestellt  und  eine  Zwischenabstimmung

über  das  zur  Diskussion  stehende  Kapitel  durchgeführt  werden.

C.1 Richtplan  Teil  öffentliche  Bauten  und  Anlagen

C.1.1  VorsteLlung

Der  Richtplan  Teit  öffentliChe  Bauten  und  Anlagen  Wird  der  Versammlung  durCh  FiOna  Mera,

Planungsbüro  SKWvorgestetLt.

C.1.2  Anträge

Es werden  keine  Anträge  zum  RichtpLan  Teil  öffentliche  Bauten  und  Anlagen  gesteLLt.

C.1.3  TeiLabstimmung  Richtplan  öffenttiche  Bauten  und  Anlagen

Stefan  Marty,  Gemeindepräsident,  beantragt  der  Versammlung  dem  Richtplan  Teil  öffenttiChe

Bauten  und  Anlagen  zuzustimmen.

Dem  Antrag  Wird  mit  306  Ja-Stimmen  gegenüber  31 Nein  Stimmen  zugestimmt.

C.2  Richtplan  TeiL  Siedlung  und  Landschaft

C.2.1  Vorstellung

Der  Richtplan  TeiL Siedlung  und  Landschaft  wird  der  VersammLung  durch  Fiona  Mera,  Pla-

nungsbüro  SKW  vorgesteltt.

C.2.2  Anträge

Franziska  BLum  (Naturschutzverein)  steLlt  die  nachstehenden  Anträge  und  erLäutert  diese  an-

hand  einer  PowerPoint  Präsentation.

C.2.2.1  Antrag  1, Fuss-  und  VeLoroute  durch  HardhölzLiwald

Dieser  Antrag  wird  im Richtplan  Teil  Verkehr  behandeLt  und  wird  der  VersammLung  in diesem

Teilbereich  des  kommunalen  RichtpLanes  zur  BeschLussfassung  unterbreitet.
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C.2.2.2  Antrag  2, VerZiCht  auf  Einrichtung  einer  Feuerstetle,  usw.  und  Abstimmung

Franziska  Blum  (Naturschutzverein)  beantragt  der  Versammlung  auf  die  Einrichtung  von  Feu-

erstelLe(n),  Spielptätzen,  Waldkitas  und  befestigten  Waldwegen  im HarzhöLzliwaLd  zu verzich-

ten.

Daniel  Noger,  Bau-  und  Werkvorstand  informiert,  dass  mit  ««befestigten  Watdwegen>»  «nicht

mit  Asphalt  befestigt»  gemeint  sei.  Franziska  Blum  bestätigt,  dass  dies  in ihrem  Sinne  sei.

Stefan  Marty,  Gemeindepräsident  fragt  die  Versammlung  an,  ob sie  dem  Antrag  von  Franziska

BLum (Naturschutzverein),  auf  die  Einrichtung  von  FeuerstelLe(n),  Spielpätze(n),  Waldkita(s)

und  befestigten  WaLdwegen  im HardhöLzliwaLd  zu verzichten,  zustimmt.

Dem  Antrag  von  Franziska  Blum  wird  mit  206  Ja-Stimmen  gegenüber  131-Nein-Stimmen  zu-

gestimmt

C.2.2.3  Antrag3,VerzichtaufpermanenteBeleuchtungaufWegenimHardhölzlizurReduk-

tion  von  Licht-Emmissionen  und  Abstimmung

Franziska  Blum  (Naturschutzverein)  Stellt  der  Versammlung  den  Antrag,  8uf  Wegen  im Gebiet

Hardhölzli  eine  Beleuchtung  zu instalLieren,  die  nicht  ununterbrochen  (permanent)  Licht  ab-

gibt.  Es solL damit  eine  Reduktion  von  unnötigen  Licht-Emissionen  erreicht  werden.

Stefan  Marty,  Gemeindepräsident  fragt  die  Versammlung  an,  Ob Sie dem  Antrag  VOn Franziska

Blum  (Naturschutzverein)  im Sinne  der  obigen  Ausfüt'irungen  zustimmt.

Dem  Antrag  von  Franziska  BLum (Naturschutzverein)  wird  mit  grossem  Mehr  bei  1 Gegen-

stimme  zugestimmt.

C.2.3  Teilabstimmung  RichtpLan  Siedlung  und  Landschaft

Stefan  Marty,  Gemeindepräsident,  beantragt  der  Versammlung  dem  Richtplan  TeiL SiedLung

und  Landschaft  mit  den  soeben  durch  die  VersammLung  beschlossenen  Änderungen  zuzu-

stimmen.

Dem  Antrag  wird  mit  grossem  Mehr  zugestimmt.

C.3 RichtplanTeiLVerkehr

C.3.1  Vorstetlung

Der  RichtpLan  Teil  Verkehr  wird  der  Versammlung  durch  Fiona  Mera,  PLanungsbüro  SKW  vor-

gesteLLt.

C.3.2  Anträge

Franziska  Blum  (Naturschutzverein),  Kurt  Eicher  und  Jürg  Frei  (IG Tunnet),  Emil  Hänni,  Bettina

Frei,  Nicole  Peter  steLten  die  nachstehenden  Anträge  und  erLäutern  diese,  teilweise  anhand

einer  PowerPoint  Präsentation.

C.3.2.1  Antrag  1, Fuss-  und  Veloroute  durch  HardhölzLiwald  und  Abstimmung  (Franziska

Blum)

Franziska  Blum  (Naturschutzverein)  Steltt  den  Antrag,  die  FuSS-  und  Veloroute  durCh  daS

Hardhölzli  soll  auf  der  bereits  vorhandenen  Waldstrasse  verlaufen.
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Stefan  Marty,  Gemeindepräsident  fragt  die  Versammlung  an,  Ob Sie dem  Antrag  VOn  Franziska

Blum  (Naturschutzverein),  dass  die  Fuss-  und  VeLoroute  durch  das  Hardhölzli  auf  der  bereits

vorhandenen  WaLdstrasse  verlaufen  soll,  zustimmt.

Der  Antrag  von  Franziska  BLum  wird  mit  grossem  Mehr  abgelehnt.

C.3.2.2  Antrag2,Fuss-undVeloroutedurchHardhölzliwaLdundAbstimmung(BettinaFrei)

Bettina  Frei  Stellt  den  Antrag  den  bereits  bestehenden  Waldweg  im HardhölZiWatd  im RiCht-

plan  Teil  Verkehr  zu streichen.

Stefan  Marty,  Gemeindepräsident  erLäutert,  dass  bei  Annahme  dieSeS  Antrages  der  Waldweg

wie  im ursprünglichen  Antrag  des  Gemeinderates  erläutert,  geführt  werden  wird  und  der

Richtplaneintrag  im Sinne  des  ursprünglichen  Antrages  des  Gemeinderates  erfasst  wird.

Franziska  Blum  (Naturschutzverein)  unterstützt  diesen  Antrag  in der  Folge  ebenfaLls.

Stefan  Marty,  Gemeindepräsident  fragt  die  Versammlung  an,  Ob Sie dem  Antrag  VOn Bettina

Frei,  den  bereits  bestehenden  Waldweg  im HardhöLzliwald  im Richtplan  Teil  Verkehr  zu strei-

chen  zustimmt.

Dem  Antrag  von  Bettina  Frei  Wird  mit  grossem  Mehr  zugestimmt.

C.3.2.3  Antrag3,KreuzungsfreieNord-Süd-VerbindungenundTieferLegenderWehnta-

Lerstrasse  (Kurt  Eicher,  Jürg  Frei  und  Gegenantrag  Emil  Hänni)  (kommunaLer  Antrag  an überge-

ordnete  FestLegungen)

Kurt  EiCher  und  Jürg  Frei  (IG Tunnet)  stetlen  den  fotgenden  Antrag.  Er bezieht  sich  auf  die  kom-

munalen  Anträge  an Übergeordnete  Festtegung,  Seite  12:  «Neue  VerkehrSführung  OString  -

WehntaLerstrasse;  Umsetzung  a-Niveau-Knoten»».

Antrag:

Die  beiden  Nord-Süd-Verbindungen  von  Watt  nach  Regensdorf  und  von  AdLikon  nach  Regens-

dorf  über  die  Wehntalerstrasse  soLlen  kreuzungsfrei,  durch  Tieferlegen  der  Wehntalerstrasse

und  einer  kLaren  baulichen  Trennung  zwischen  dem  Ortsverkehr  und  dem  möglichst  ohne

Lichtsignalantagen  auskommenden  Durchgangsverkehr  erstellt  werden  (inklusive  sinngemäs-

sen  Anpassungen  im Erläuterungsbericht,  in sämtLichen  Plänen  und  weiteren  relevanten  PLa-

nungsdokumenten).

Im Zuge  der  Diskussion  meldet  sich  EmiL Hänni  und  stellt  foLgenden

Gegenantrag:

Man  soll  eine  offene  Formulierung  zu Handen  der  übergeordneten  PLanungsträger  wähLen,  die

beide  Varianten  (TunneL  und  ä-Niveauvariante  Wehntalerstrasse)  zulässt.

Stefan  Marty,  Gemeindepräsident  fragt  die  Versammlung  an,  Ob Sie dem  Gegenantrag  VOn  E-

mil  Hänni  wie  oben  beschrieben  zustimmt.

Der  Gegenantragvon  Emil  Hänni  wird  mit  grossem  Mehr  abgelehnt.

Stefan  Marty,  Gemeindepräsident  fragt  die  Versammlung  in der  FOlge  an,  Ob Sie dem  Antrag

von  Kurt  Eicher  und  Jürg  Frei  (IG Tunnel)  wie  oben  beschrieben  zustimmt.
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Dem  Antrag  von  Kurt  Eicher  und  Jürg  Frei (IG Tunnel)  wird  mit  grossem  Mehr  bei  1 Gegen-

stimme  zugestimmt.

C.3.2.4  Antrag  4, Streichung  Eintrag  Zur NeuerstelLung  einer  Spange  Trockenloo  biS Wehnta-

lerstrasse  (Kurt  Eicher,  Jürg  Frei)

Kurt  Eicher  und  Jürg  Frei  (IG TunneL)  stelLen  den  Antrag,  dass  der  Eintrag  im Richtplan  «Kom-

munale  FestLegungen,  Seite  13:  V.1 .10  Spange  Trockenloo  VOn Trockenloo  biS Wehnta-

Lerstrasse,  Neu  erstetlen»»  ersatztos  gestrichen  wird  (inklusive  sinngemässen  Anpassungen  im

Erläuterungsbericht,  in sämtlichen  Plänen  und  weiteren  relevanten  Planungsdokumenten).

Stefan  Marty,  Gemeindepräsident  fragt  die  Versammlung  an,  Ob Sie dem  Antrag  VOn  Kurt  Ei-

cher  undJürg  Frei  (IG TunneL)  wie  oben  beschrieben,  zustimmt.

Dem  Antrag  von  Kurt  Eicher  und  Jürg  Frei  (IG Tunnel)  wird  mit  190  Ja-Stimmen  gegenüber

182  Nein-Stimmen  zugestimmt.

C.3.2.5  Antrag  5, Einführung  Tempo  30 auf  Affolternstrasse  im Bereich  Schulhaus  Chrüzä-

cher  (kommunaLer  Antrag  an übergeordnete  Festlegungen)

Nicole  Peter  steLlt  den  Antrag,  dass  ab der  Kreuzung  Ostring  / AffoLternstrasse  bis  mindestens

zum  Ende  des  Schulhauses  Chrüzächer  im Richtplan  ein Eintrag  zur  Einführung  von  Tempo  30

gemacht  werden  solL.

Stefan  Marty,  Gemeindepräsident  fragt  die  Versammlung  an,  Ob Sie dem  Antrag  VOn NiCOte

Peterwieobenbeschrieben  zustimmt.

Dem  Antrag  VOn NiCOle  Peter  Wird  mit  253  Ja-Stimmen  zugestimmt.  Die  Gegenstimmen  Wur-

den  nicht  ausgezählt.

C.3.3  Teilabstimmung  RichtpLan  Verkehr

Stefan  Marty,  Gemeindepräsident,  beantragt  der  VersammLung  dem  Richtplan  Teil  Verkehr

mit  den  durch  die  Versammlung  beschLossenen  Änderungen  zuzustimmen.

Dem  Antrag  wird  mit  grossem  Mehr  zugestimmt.

D. SCHLUSSABSTIMMUNG

Gemeindepräsident  Stefan  Marty  steLlt  der  Versammlung  die  Frage,  wer  dem  Antrag  des  Ge-

meinderats  Zur ReViSiOn  kommunale  Richtplanung  mit  den  heute  durCh  die  Versammlung  be-

schlossenen  Änderungen  zustimmt.

Dem  Antrag  des  Gemeinderats  zur  Revision  kommunale  RichtpLanung  mit  den  heute  beschlos-

senen  Änderungen  stimmt  die  GemeindeversammLung  mit  grossem  Mehr  zu.

Der  Gemeindepräsident  Stefan  Marty  dankt  der  Gemeindeversammlung  für  die Beschtuss-

fassung  und  leitet  zum  nächsten  Traktandum  über.
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4. Anfragen  nach  g17  Gemeindegesetz

DerGemeindepräsidentStefan  Martyinformiert,  dassvor  Ablaufdergesetzlichen  Fristvon  min-

destens  10  Arbeitstagen  VOr der  Gemeindeversammtung  eine  (1) Anfragen  naCh g17 deS Gemein-

degesetzes  des  Kantons  Zürich  eingegangen  sind.

UI 7-Anfrage  von  Marcus  Peter  zum  Thema  <«Stärkung  der  Demokratie»

Die Anfrage  wurde  dem  Gemeinderat  durch  Marcus  Peter,  Zielstrasse  160,  8106  AdLikon  bei Re-

gensdorf,  am 2. Juni 2025  eingereicht.  Sie befasst  sich  mit  Fragen  rund  um die Stärkung  der  De-

mokratie.  Die Antwort  des  Gemeinderates  wurde  ihm ordnungsgemäss  im VOrfetd  der  Ver-

sammlung  schriftlich  zugestelLt.

Marcus  Peter  ist anwesend.  Aufgrund  derfortgeschrittenen  Zeit  zieht  er seine  Anfrage  spontan

zurück.

Die Anfrage  von Marcus  Peter  und die Antwort  des Gemeinderates  Liegen dem  Protokoll  bei.

Schlussformalitäten

Gemeindepräsident  Stefan  Marty  fragt  die Anwesenden  an, ob gegen  die Versammlungsfüh-

rung  und die Geschäftsabwicklung  Einwände  erhoben  werden.

Aus  der  Gemeindeversammlung  werden  keine  Einwände  gegen  die  Geschäftsführung  und  ge-

gen die Durchführung  der  Abstimmungen  an der  heutigen  VersammLung  vorgebracht.

Die GemeindeversammLung  nimmt  zur  Kenntnis,  dass

das ProtokoLl  von den StimmenzähLern  innert  spätestens  6 Tagen  nach  Erstellung  einzuse-

hen und zu unterzeichnen  ist.

die Berichtigung  des ProtokoLts  mittels  Aufsichtsbeschwerde  beim  Bezirksrat  DieLsdorf  ver-

langt  werden  kann  (g164  Abs.  1 Gemeindegesetz);

ein Stimmrechtsrekurs  innert  fünf  Tagen,  VOn der  Veröffentlichung  an gerechnet,  beim  Be-

zirksrat  DieLsdorf  einzureichen  wäre  (U19 Abs.  1 lit. c VRG i.V.m.  g1 9b Abs.  2Lit.  c). Eine Per-

SOn, die an der  Versammlung  teilgenommen  tiat,  rnuSS  die  Vertetzung  der  politischen  ReChte

bereits  an der  Versammlung  gerügt  haben  (g21 a und g22 Abs.l  VRG).

In der  FoLge dankt  Gemeindepräsident  Stefan  Marty  den Anwesenden  für  das Erscheinen  und

schliesst  die VersammLung.

Für die Richtigkeit  des Protokolls:

Gemeindeschreiber

Regensdorf,  24. Juni 2025

Die Richtigkeit  des Protokolls,  das  geprüft  wurde,  bezeugen
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